
IV Protest und Liberalisierung

Protest gegen ))Berufsverbotecc

Appell an Mut und Solida­
rität - die Maus in roter
Hose war das Symbol der
Initiative »Weg mit den

Berufsverboten« gegen
»Duckmäusertum«.

Der Radikalenbeschluss wurde in den 1970er Jahren immer wieder kontrovers dis­
kutiert: in den Medien, in der Hamburgischen Bürgerschaft, in Parteien, Verbänden und
Hochschulen.

Der Protest reichte weit in SPD und FDP hinein, vor allem die Jugendorganisatio­
nen der beiden Parteien lehnten den Radikalenbeschluss ab. Eine wichtige Rolle spielte
die DKP-nahe Initiative »Weg mit den Berufsverboten«, die u. a. internationale Kon­
gresse organisierte und Materialien veröffentlichte.

Konflikte gab es aber nicht nur zwischen jenen, die den Radikalenbeschluss
befürworteten bzw. kritisierten, sondern auch innerhalb der linken Szene. Die DKP be­
kannte sich zum Grundgesetz und sah die
»Berufsverbote« als Verfassungsbruch an.
Die K-Gruppen lehnten das Grundgesetz
als angebliches kapitalistisches Herr­
schaftsinstrument ab.
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HBfUG, Flugblattsammlung, Ordner ws 73/74 (2)

Ko!lUll't 2U1ll Lehrlingatre:ff der ROTEN GARDE jeden Mittvoch t 19 Uhr
Gallltstätte "Zum alten SIL"'l.geThe1lD"
HambUJjg '0, Oelker"llllefl ,

Veran't\lort11cb: U. Valter, 2 HH '0, B"rnlll'tort'f"atr. 1.59

kommt wr Demonstration
Di 110- HansapLatz.

~;i~i:a~t:i:~::~dD:~iU~:ilt~~~ :i:r~::~;i~Ut~~~i:~t:i~r~~e~d zu
;:;;.t. I.UlterBtÜtzt ....use.chlüßao von K:oml!l.unietMl. und. Beru.fsverbote re,,"olU­
'4iönlirar Lohrer .. D'"K"P-Betri' boräte \U1terschre1. beu Entlo8sungen
L1.aIJseulltbpt.riMher Kollegen .. UlSter dellt Decnantel dee KOIfll!l.UJ1isIlIU8
'iflttt\.ueht dh D"K"P überall v::l1S ArbeiteT vom Kwnpt' fUr un6ere Inte­
nu:oXl absuhelten .. I_ wird ihr nicht. i.linge:tt~

Je: lAehr die Arbeiterklasse ihre St!;lrJ::e erksnnt, \llil Sci wütender wer­
d.en die Kapitalisten ihre Hegie~'ung und Gewerxa::heft()führu.ng gegen
~ms ein6etzen, weil $oie Angst hl'l.ben vor dem Pul'lleen j sus dem morgen
der Steppenbrand der Re'/olution entstehen kann. Gegen ~inzeln. Kol­
:n8;;ln und Genossen, einzelne Organil!llltionen fällt ei7 ~hr~ Urteile ­
,~OOr troften wollen sie let,1ttlieh die kä='pfende Arbel terklesse und
i.hre Fflr1.ei, die KPD/){L~ Aber wir le.asen une nicht einl5chUchtern.
DlIr ~ider,/ltand wächst: ao wie der Genosee Ernst ,lust, Vorsitzender
du:' ;(PD/ML, vor G9richt nicht els Angeklagter atand, sondern ale
An.k~er des Klipite.lisIl1U8, wie die ee'Yölkerung Ton Nordhorn sieh ge­
Bl&.\ ,h. :Polizei wehrte, 80 wie uneere KollegeD bei Ford t Opel, Bu­
',:I!'l.M sicb segen du Lohndikt.t "ehrt~ und den Teriff~J.eden breehen~

»b UD/VL und ihre JugendorgsnilJaUon Rot.. a.rde solidarisisren sicb.
mit da ,,"0. Vubot bedrohten lCSV ..

1:.011e8", r.ih"\. 'B\.l.ch ein iu eHe SQ.li4e.rit~te.hont ,geßG;n poliduh.e
tra:t....rdl:'Uckllq: ..

Weg rait. 4N1 Vubote:drobutl8m. g*a..n r.,.ollltionärc Orgüniuotionenl

lI":!:"eiheit tUr alle politischen Gef&:A4enenl
:l!'h:iheit. tür ko-.udetia<:be J.,git-.tion "QJIj PropagnM.el

itU' f'ordaJ'1ll. J)emonatr8tiolUO- ur:.d Vere8JlDlungetl'eibei tI

SoLidar,t&t mit dem kSv!

Die maoistische KPD/ML interpretierte die staatlichen Maßnahmen
als Zeichen der Schwäche um und griff zugleich die aus ihrer Sicht zu zahme
DKP an.

K L~
O~T$'.UPPf HAIIIU.I ~

tia il~stdeut",c).'\~ Rektorenkorrrerenz, der Berliner Senat, SPD, CDU
und FDP in trauter Eintrltcht, fordern dse. Terbot des KSV, der "TO­
l.tionä:..~en St.udenunorganisation der Gruppe Rot.e. Fahne. Die'!er
Vertxltel'Jtnt:rs8 l,"'eiht eieh ein in die Meßnaho:len Ton Kepi tal, Ste.t
und Gewi!'Jrkacha:rt.:3!Uhrung, die politische UnterdrückUng in uneerem
Land ~u Teratl.ir-ken. Unter dem Vo:t"Wend, die "innere Sicherh.i t" aut'­
r>!chtzuerhelten, ats.rten eie
- Pl'ÜgeleinaAt:>:e, wenn wir etreiken (Hella in Lipp15ta.dt, Opel, rore!

_te .. ),
- antls8:!H'!n eie Usesenkämpferfulche Kollegen in Hunderten ,,"on

Betrieben,
- 'Itel'bieten eie unsere Demonstrationen,
.- !,lIciuneiilan aie uns. aus den Gewerkschlllt'ten 'raua,
.• prozessieren gegen fortschri ttlic:he Menschen und Kommunister., _eil

aie an Dm:JonatrlttionBn teilnehmen und kommunistische Agitation und
propa:gande. mal,":hen I

- nehmen "unbeque!llß" 6usländische Kollee;en und Studenten in Necht­
ll.'"lO Nt!belBktionen feet und schieben SUI sb in ihre Heimstll1nder,
wo oft Gdängnio, Folter und Tod auf aie warten,

- greifen 8ie zu fB.9chistiachen Yaßna.hmen wie z .. B.. zur Verschleppung
2waier Genosaen der KPD/ML in den leuten Wochen und Monaten ..

DieBe Unterdl"ilckungsma.iinahmen zeigen nicht die Stärke der Herrschen­
den, aondern ihre Schwache. Der Deckmantel der Demokratie ist alt
und hängt nur noch in Fetzen. Dee wahre Gesicht der Kapitalisten und
i11rer Handlenger tritt zu Tege' Kollegen, wir wissen: gemeinsllllle Inte­
ressen zwischen Kapit9li5ten~la88eund Arbeiterklasse gibt es nicht.

Dos ze-igt nicht die Starke der Herrschenden
Sondern ihre. Schw6che.!

Die Demokratie der kap/taUsren und ihres

Staates bedeutet unsere Unterdrdckung

~fi~~!g.!~~!ISCHEPARTEI DEUTSCHLANDS I MARXISTEN-LENINISTEN

DiE Ai\IGST DER HERRSCHENDEN WÄCHST
Neve Verbotsdrohvl\gen gegen re.yo~ution6ren

Studentenverband



Das bekannteste Plakat gegen
den Radikalenbeschluss

stammte von der Initiative
"Weg mit den Berufsverboten«,

in der sich auch Mitglieder
von SPD und FDP engagierten.

HIS-Archiv, SBe 4IO_PI_DGH_o55

Bundesweite Demonstration
gegen "Berufsverbote«
in Hamburg anlässlich des
fünften Jahrestags des
Radikalenbeschlusses 1977.
Foto: Michael Meyborg
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IV Protest und Liberalisierung

Hochschulen
Verunsicherung und Solidarität

56

Die Verweigerung der Verbtlamtung rür
Bernhard Laux und Nanfrect Auorswaldl
beide onemals Sprecher der Hamburger
Ref'erenctare im Schuldienst, rü!: Rai­
ne!: Naujoks, der Kulturref"ereTlt im
AStA der Lniversi'tät ...·ar und jetzt
für Jutta ~:ay_Nartens, deuten darau.f
hin, dan r;ezielt demokratisch gewähl­
te Interessenvertreter der Studenten
und der Beschäftir;ten im öffentlichen

Dienst f'iir ihr ~:flgagement ge­

maßregelt "'erden Bollen. Diese Be­
rufsverbotepraxi~ des Ha.mburger Se­
nats muLI z,,·anf';släufig ein Klima der
Anr,'st erzeugen, daD verhindert, daß
";t.udenten, Re:ferendare und andere

Berufsverbot herhalten sollen. Denn
"führend" tätig wCl.r Jutta ~lay-Hart­

tens lange Zeit als gewählte studen­
tische Interessenvertreterin in der
studentischen Selbstverwaltung.
So arbei tete sie im SS 1971 im Fach­
schaftsrat PI und im \1intersemester
71/72 und S8 1972 als HQchschulrefe­
rentin illl AStA der Univers:ität. Sie
wurde außerdem insgesamt für 2 Jahre
in das 3tudentenpralament gel.·ählt,
gehörte dem Ältestenrat des SP u~d

Universitä'tskonzil an. In der pol;l.ti ..
schen Aktivität in den rechtmäßigen
verfaßten Organen der Studentenschaft.
und akademischen Gremien liegt allem
Anschein nach dor "'ahn~ Grund für die
Ablehnune VDn Seiten der Behörde.

ASTA
INFO

BERUFSVERBOT FÜR
JUTTA MAY- MARTENS ODER

Was gehen uns die
Berufsverbote an?

In der BegrUndung heißt es:
"Sie sind fU):1rendes Mitglied der DKP
und des ~1SB Spartakus. Es steht nicht

~:~:~g:~ßt:~~~r~~:n~c;~~rd~:Sr;:~~:~t-
lieh demokratische Grundordnung im
Sinne des Grundgesetzes bieten."

Diese zur formalen Schablone erstarr­
to BegrUndung verschweigt die GrUnde,
die auch hier wieder e.inmal rUr ein

Diese Frage stellen sich heute noch
viele. "Die BeschlUsse der Ninistar­
präsidenten vom 28.1.1972 haben zur
Folge, daß Kommunisten der Zugang
zum Schuldienst und anderen Berei ­
chen des ö:ff'entlichen Dienstes ver-
.... ehrt werden soll. Ich bin kein Kom­
munist, also hnbe ich mit den Berufs­
verboten nichts zu tun."

Doch diese uberlegung beruht auf ei-

~~:n~~~i~~'a~e~:;nti;;I~u~~:rd~~i~~;:-
sität !
Dia Eehörde für Schule. Jugend und
Beru:fsbildung der Hansestadt lIal11burg
hatte Ende Januar dem Antrag der Stu­
dentin Jutta ~lay.Martens auf Boru.fung
in das Beamtenverhäl tnis auf ;,iderru:f
für das Lehramt an Volks- und Real­
schulen nicht entsprochen, obwohl sie
mit der Geaamtnote 2 die erste Staat­
prUf"ung f'ür dieses Lehramt erfolgreich
absolviarte.

In mehreren Fällen wurden auch ehemalige Mit­
glieder des AStA nicht in den öffentlichen Dienst
eingestellt.
HBfUG, Flugblattsammlung, Ordner ws 74/75 (I)

Die ]uso-Hochschulgruppe beklagte, dass die
»Gesinnungsschnüffelei« Unsicherheit und An­
passung befördere.
HBfUG. Flugblattsammlung, Ordner 24, )uso-Hochschulgruppe
Uni Hamburg, Erstsemesterzeitung '976, S. 14

Die Folgen des Radikalenbeschlusses waren in den Hochschulen besonders spürbar.
Nicht nur der Allgemeine Studentenausschuss (AStA) griff die »Berufsverbots-
praxis« scharf an. Auch Gremien der Universität kritisierten die Ablehnung von Absol­
ventinnen und Absolventen und beklagten eine zunehmende Einschüchterung
unter Studierenden und wissenschaftlichem Nachwuchs.

Die Universität war aber auch
ein Ort der Solidarität. Hier trafen
sich Komitees gegen Berufsverbote, es
wurde über neue »Fälle« und Ent­
wicklungen informiert und es fanden
Veranstaltungen mit Betroffenen
statt. Die von staatlicher Seite an­
gestrebte Isolierung der kommunisti­
schen Organisationen gelang nicht.
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Häufig gab es an der Uni­
versität Veranstaltungen mit

Betroffenen, wie hier mit
Mitgliedern der DKP in der

Uni-Mensa.

HIS-Archiv, SBe 4'0, PI, DGH_ol3
226

Uni-Mensa
Passage

• .17h
Aktueller Stand, Möglichkeiten und

Erfolge des Widerstandes

Met den Betroflenen

Bernd Apel, Thomas Erdner, Uwe Post

und Verlretern der landc:s~und Bundesinlliotive

Weg mit den Berufsverboten
$onggruppe ,RoteGfulzc'

P\"'~IBp" I ......., Ia~ ~~. 111-
ra",~~~· •
U"'Ji 11'\.11
,.-t ......,'''-'''~ ... ee,.,.'••• -.. .... "''-'' "'._ ,~.. .. ~~..._ .. __.... , ..... I~·· o..;OO",-,,_~,.-..,,'.----

1979 kritisierten Studierende,
dass die Verwaltung dem
Verfassungsschutz Angaben
über Universitätsmitglieder
geliefert hatte und forderten
den Rücktritt von Universi­
tätspräsident Peter Fischer­
Appelt. Die Universität berief
sich auf ihre Pflicht zur
»Amtshilfe«.

Foto: Michael Meyborg
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Kritik im Kulturbereich

Peter Schneider
•••schon bist du ein
Verfassungsfeind
Das unerwartete Anschwellen
der Personalakte
des Lehrers Kleff
RotbuchVerlag Berlin, \

Peter Schneider, der sich in der
Berliner Studentenbewegung engagiert

hatte, legte seiner Erzählung
von 1975 die Erfahrungen mehrerer

Betroffener zugrunde.

Auch in der Kunst war der Radikalenbeschluss Thema. Filme, Bücher, Musik und
Theaterstücke über »Berufsverbote« waren zwar meist kleine Produktionen
und erhielten vor allem an den Hochschulen und in linken Kreisen Resonanz. Aber
auch prominente Autoren wie Max Frisch, Günter
Grass oder Walter Jens wandten sich gegen den
Radikalenbeschluss.

Künstlerinnen und Künstler äußerten die Sorge,
das Klima von »Gesinnungsverhören« und staatlicher
Kontrolle könne die Kunstfreiheit einschränken.
Empörung rief auch eine Äußerung des Hamburg Se­
natssprechers Paul O.Vogel (SPD) hervor. Dieser
erklärte, Bertolt Brechts Werke dürften aufgeführt
werden, aber Intendant des Schauspielhauses könne
Brecht nicht werden - sofern er noch am Leben
und SED-Mitglied wäre.
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Peter Schneider, ... schon bist Du ein Ver­
fassungsfeind. Das unerwartete Anschwellen

der Personalakte des Lehrers Kleff, Rotbuch
Verlag, Berlin '975

Mal' WiIlllUki zu seinem Film:
Ober den "Radikalen·Er/aß" und seine Folgf!{) findet lieft vie·
len Monaten in der politischef/'(Jffentlfchkeit eine f!nfPgierre
Diskussion stlur. Trotzdem wiire es voreilir;, wenn nichr gar
fahrläisig, zu glauben, die.es Problem sei bereits be·
wußtseinsmäßfg von dergroßen Mehrht:it der Bev61kerung uno
seres lAndes erlaßt worden. Eine "BREITE FRONT" aber isr
notwendig, um den undemokratischen P~ktiken bei der An·
wendung des "Radikalen-Erlasses" wirksam zu begegnen.
Bei diesen Bemiihungen soll" VERA RQMEYKE (Sr NICHT
TRAGBAR" Hilfestellung leisten,
fiir die Kinoindustrie ist unur film offenbu so wenig trag­
bar wie VERA ROMEYKE fiJr ihre Schulbehörde, denn wir
haben k&nen Verleih gefunden. Daher organisieren wir den
Einsatz Uf1$eros filmes selbst. Die Zuschauer, dii' wir an­
sppphen, hof/en wir ~'iber Schulen, Eitert/kreise, Gewerk·
s' <ten, Kirchengememden, Volkshochschulen /,J.a. zu er­
f8fchen. Ein engagierter Firm in gewerblichen Kinos, isr des
nicht ain RiJckfalf in bloße Konsvmentensphäre? Das muß
nicht so sein, cknn
• wir arbeiten in allen Städten mit den örtlichen Berufsver­

botskomitees zusammen,
• wir organisieren Podiumsdis/(/Jssionen mit Betroffenen

und Kommuna/politikern überall dort, wo es sich ermög­
licht,

• wir geben allen Zuschauern Gufegenheit zu Unterschriften
in aUS{JgJegte Listen (die $pB"tet In die wropäischen Men­
schenrechtskommission nach Srmßburg geschickt werden),

• wir bieten interessIerten Zuschauern ein Marerialbuch zum
Film, der einen Leitfaden f{ir die Diskussion enthäft und
Zur inrensiveren Beschäftigung mit dem "Radikalen-Er·
laß"anregensoll ,

• und wir werden in einer Dokumentation darlegen, welche
Wirkungen unser Film aufsein Publikum ausgelöst hat..

JM"r bedanken uns bei allen Zuschauttrn ror ihren Besuch. Si$
tragen dazu bei, um unsere Unabhängigkeit 1/or mlterielfer
und geistiger Zenwr zu bewahren. Ohne dif!Se UnabhängIg·
kelt wären weder dieser Film noch weitere Filme von uns
!TJP<'Iich.

~'
":...~:,~..:..."..:.. ~...:.• _··'····.4·;·

Deutsche Pressestimmen

"""hili'''' ~F~t~~;~jS~E:E~~~E~r
undmuStt. ESllibt Zeittln, da iSl ein Pamphlet wiehttli'!fltlseh'$oMll

'~'ftj3.'i't'M ~~~l~~~~;Jii~;:H:~~~~i~iE'
I>is~n·verl"ampilg'mIIcht, .ondlll"n erf,j.,;hend, ~p:anne.>d und wilZ;~.

Immm~ :~~~~~;:E~~rieo~~;~~~
::;: :rh~~~~.~.enOokum.:ltelion di~ It'lnen Rech1Sf\8au·lI!ul'o-

wm;m ~~~~:ii::r*i~n!~=~=~~~~.
Er Nt ~ugteich lIuch einen spannend<l"n Film.gemacht. Seirte Auf~

Nng'<tQmdlinigundübe"ehal.ibir--'ti",,' f~;~r~~~~'~!~~~:~i~~~~:l~~.
desrepubHhn;eh"" Wirkj;chk~i,b/l$ser ..,.r1ilmen k6""1'

fljiU#Li ~:~~:Ei~:::E~:~;:~li~T~~~~';;.
L.inwalld turn Prilfhld unsere, erstmals ernslllch gehhrdt'lcn Oorno­
kra,ie

In1,"44iti1 ~:~~:n:~~1~:;1;:S:+~i~a~.
daß lIch die meiuon eirw- Lehrerin wl/tt" .wnSChen we'den

epdI ~~~~:::~~~~~;'.~l'~~~r.~~:~:~~~
~~!!IoN!P..,"!!,!!IK",!,~_=~::lnen jung<ln FlImerNchtf. eiM-neue- are~lItt9l""
..::h!311er>.Oafiir verdlenter03nkundE,mu:lgung.

'@ta;MM ~~;~d~~ EsB~~%~~[~~;i~~~.
...tlre~lentlichelmpulse_H.h.n

.~lM!t~.M i~7,;::?~~:~~~~=::~;~:~
ainer enderen Ebane die ..Ve~ Romeyke" nlcM auCh eine "bilh{le

:c~e~~h:~;~;:Z~;;k~ä:~;~~ :~i~~!~;I~:;~~.;;~~f~::et;:
rnarm Oi,mich Lohmann etwa, 10 erzätlll's ~iIlut;lki. ~bß. roachdem
crbeiSinkellBnl5tellin, Re"omrnee·P,oduktron ,.Berlrng"''' abgosahn,
""'"a, fü, "Vtra ftomeWe" fi ...."zielle uoo wOholichi &dingungan
"kuptien. die InInche, Anfiin9'r - begi",IQ••,in~ Bus;nt~" hineilt·
>ukommen-euSjje.sch1it:Qenhiue.

m!:. "".F.ilmbie,e:ex.mPla,is<::htsMaltrial
• • wrD,tkussion.Bleiblroholfen,daßer

IanlichUch ir\S I(ino kommt. Angehe"
'u' e,\!n~ alle

~W~ ~1~;j~'~~~~~~tf:?j::~~:'f~2~?:~
glIbOltrl wird - von ve'hlollenem op'imi,mu. gopräg1 ;,1.' So-""..i!jj,
ist nid'! s;n.. los. Man kann sich weh,en.~ IHm endel <n diesem
l;nnerllaliflischm'lelnemteHerlolg.

KesseltreIben gegen ellle lehrerin Derbisher
einZIge SPIelftim gegen den Radtkalenerlal~!!

Regi.: Max WilluUldf Buch: R....ke Korn, Max \\'jUtttlklJ Kam."
Oll,vieh Lohrnann, Jörg Jescll&l! Musik; Wilhelm O..Silo~1/ ~r$t.l·

1eJ; R'ta Enll"lrn.ann, Oittt< Eppler. In>: H~lley, Äß9'lhke Mlh1tr,
1(: .W-.M"ller, Gerd Bu",khMch, Manfreet Gunth~'

Erstaufführung:

Kino ABATON
Hamburg13
v. Meile-Park17

Ab 8.10. täglich ~20.30

1976 erschien der
Film »Vera Romeyke
ist nicht tragbar«.
Er zeigt, wie eine linke
Lehrerin in den Fokus
der staatlichen Be­
hörden gerät.
HIS-Archiv, Berufsverbote,
AO IV17
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Uwe
_. -Wandrey
• . -- Ni

JUjln
Mlranda

Uschi
Flacke

Live-Mitschnitt einer SOlidaritätsveranstaltung

am 19. 2. 1977 im Audimax der Hamburger Universität

Fifdel
Michel

Jürgen
von Bergner

Hannes

Wader

Daß sich die Furcht
in Widerstand
verwandeln wird

Trotz alleclemb6 ;01
~

Peter
Schütt

» Die hektische Suche nach dem Verfas­
sungsfeind, wobei man sich selber für ver­
fassungstreu hält, ohne die großen Ver­
sprechen der Verfassung zu erfüllen, die
Suche nach dem Sündenbock also, begleitet
von dem pharisäerhaften Erbarmen mit
den Dissidenten anderswo, kennzeichnet
eine Gesellschaft, die Angst davor hat,
daß ihr Bekenntnis, das demokratische,
beim Wort genommen wird [...}«.

Der populäre Liedermacher Hannes Wader lieferte
mit seinem Lied »Trotz alledem« den Soundtrack zum
Engagement gegen »Berufsverbote«.
Landesinitiative Schieswig-Hoistein »Weg mit dem Berufsverbot!!<!
Hamburger Landeskomitee der Initiative »Weg mit den Berufs­
verboten!«, Trotz alledem. Live-Mitschnitt einer Solidaritätsveranstal­
tung am 19.2.1977 im Audimax der Hamburger Universität,
pläne, Dortmund 1977

Der Schweizer Autor Max Frisch kritisierte den
Radikalenbeschluss in seiner Rede zur Verleihung
des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels
1976.

Max Frisch, Wir hoffen. Dankesrede, Friedenspreis
des Deutschen Buchhandels 1976, S. 14,
h ttps:/Iwww.friedenspreis-des-deutschen-buchhandels.de/
sixcms/media.phpi129011976_frisch.pdf
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Konflikte zwischen
den Parteien

Wehner.BrandtundSchmldl
haben dieser Entwicklung tatenlos
lugcsehen. Sie sind bereit. Radi­
kalcnTur undTOI w öllnen. Wir
s.gen.Verfassungsfeinded(lrfan
nicht lehrer unserer Kinder,
Rlchtor und Polizeiboamte werden.
Herr Brandl aberbezeichnel

~
heuteSE;n.eUnterschrift4nterden
Erlaß. R.dlkale aus dem Offen1­
lichen Dlensl fern zu hailen, als
_Irrtum". Für Herrn Schmidt ist
dorRadikalenertafl.erledigt­
Das ist die WHidichkeit der $PO.
Oie SPO sagt in ihrem Godes·
berger PrograJ1'ltlr. Oernolcr.tia
win:l dorctlSoz,alismus erfüllt
Die COU SllgL DemoIualie wird
cturc:hFrelOe.lerlüllt.
Desl'lalb sagen wir:

Aus Liebe zu DeUlschJand:

Freiheit
statt Sozialismus.

•
•

•
•• ••

CDU
·"5=.~ undfrei

undKommunisten
arbeiten

HandinHand

Sozia

In diesen Stitllen machen Soual­
demokraten und Kommunisten
llIl HochsdllAen und Untvefllititetl
gemeonsame Sache' AaaIen.
Bamberll. 68flin. ßIelefeld.
6ochum. 6Qf1n. Blaunsdlwerg.
Blemen. Darmsladl. Dusseldorl.
Duisburg.Essen.Frankfurt/M..
Goningen. Ha.-noorg. Koln.
Konstal\Z.leer.ludwigshafen.
li.lneburll·MalnZ.Ma,burg.
MunSler. Kreleld.Neuss. OIden·
bu.g,Slullgart..

So siehles nach 7 Ja!lren SPOI
FOP-Reglerungan deUlschen
Hochschulenllus:
Bllndnisse von Sozlaldamokrllten
und Kommunisten sind zur alltag·
lichen Erscheinung geworden
Dazu Heidematie Wiecwrek·Zeul.
BuncleSVOfsitleoded(lrJusmr
.Ich koaliere lieber mlt dem
(kommUlli$li:IChen)SpartakusaJs
mit dem (IreiheJl/ichero Fllng
ChristlICh Oemokrilli$Ct1er
Studenlen"

Mit dem Slogan »Freiheit statt Sozialismus«
warb die eDU bei der Bundestagswahl 1976.

Archiv der Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Hamburg
(FZH-Archiv),

3"-47, Bd. 2, Mappe 2

Trotz der gemeinsamen Unterstützung des Radikalenbeschlusses herrschte zwischen
den Bundesländern keine einheitliche Praxis. In einigen unionsregierten Ländern
wurden z. B. auch linke Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten abgelehnt.

Die Konflikte zwischen SPD und CDU
spitzten sich zu, als die CDU 1976 behauptete,
die SPD würde dem Sozialismus Vorschub
leisten. Die Hamburger SPD wiederum erklärte,
Franz-]osef Strauß (CSU) könne in Hamburg
nicht Lehrer werden. Auslöser war Strauß'
Reise nach Chile, auf der er die dortige Militär­
diktatur gelobt hatte.

Zudem gab es Spannungen innerhalb der
sozialliberalen Koalition. Die FDP hatte 1974 im
Wahlkampf gefordert: »Keine Hexenjagd gegen
Radikale«. 1976 setzte sie eine Einschränkung
der Regelanfrage beim Verfassungsschutz
durch.72 I

Platzt jetzt die
SPDIFDP-Koalition?
Extremisten in den Staatsdienst oder nicht - darum geht's

SPD und FDP stritten wiederholt über
die Umsetzung des Radikalenbeschlusses.

Bild Hamburg, ,1. 8. '976

lichen Koalitionspapier,
Damals stimmte BUrger·
meister Klose (SPD) :tu.
Jel%t lehnte er ab und sag­
te: ..Wenn ein hcher Beam_
ter recMllche Bedenken
anmeldet. muß ich da. als

PrUsldont des Senats erns.
nahmen."

Dieser Beamte war der
Staatsrat Rademacher
(SPD). Er hält es für rechts­
widrig. wenn Beamte, An­
gestellte und Arbeiter un­
terschiedlich überprüft und
eingestelli werden.

Die FDP·landesvorsitzen­
de Helga Schuchardl über
dIe Sitzung von landesvor­
stand und Fraktion vom
Montag: Die SPD hat die
Vereinbarung einseitig in
Frage geslellt. Einzelne
Teilnehmer waren deshalb
der Meinung. solches Ver­
hallen könnte die Forlset­
zung der KoalitIon gefähr·
den.

Wenn sich SPD und fDP
heule nicht einigen. will

aUrgermelUeT Ktose (5PD): Idlo FDP am Freitag Ube'
Er $C:.gu. Or$t ICl, dClnn $(19'0 er das Se:hlc:ksal der Hambur·

nein ger Koalition entscheiden.

Helgo SmulI;hardt (FDP):
Die 'PD bricht die

J:oallllons·Yoreinbarungcn

den können, der zwei Joh­
re noch Beendigung der
Ausbildung nicht mehr als
ExtremIst aufgefallen ist.

Darauf hatten sich beicle
Parteien am 2. Mal ge­
elnlgl. So steht', Im vertrau-

Heute wollen SPD und
FDP erneut versuchen, die
knallharten Fronten aufzu­
weichen. Die FOP fordert,
doß

• Angestellte und Arbei­
ter (Ausnahmen: Polizei,
Justiz, Erziehung) ohne vor­
herige Uberprüfung durch
den Verfassungsschutz ein­
gesleltt werden. I
• Beamter soll jeder wer-

gr. Homburg, 11. August

Wenn $PD und rDP horl
bleiben, plO1:lt In dieser
Woche die Hamburger Re­
gie'ungskoalition. E5 geht
um die Frage, ob Extremi­
sten In Hamburgs Staats-
dienst dürt\!n oder nicht. ,-__.,...",.....__...,



-Im Januar 1972 beschlossen die Ministerpräsidenten
aller Bundesländer,daß Mitglieder verfassungsfeindlicher
Organisationen nicbt in den öffentlichen Dienst aufgenommen werden.
Die SPD/FDP-Regierungen in Bund und Undem
haben diese gemeinsame linie verlassen.
Sie sind bereit, Kommunisten
in den öffentlichen Dienst aufzunehmen.

Bürgerschaft nach einer engagierten Debatte darin einig:

Wn-wenlen nicht
zuIassen,
daß Kommunisten
unsere Kinder

zu Kommunisten eniehen~

CDU
jr sicl1er

sozIal
undfrei

Archiv für Christlich-Demokratische
Politik, Plakatsammlung, 1O-025-08I
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Es gibt keine absolute Freiheit
für die Feinde der Freiheit

Die TIamburger Bürgerschaft hat sich gestern hinter die Igermeister Peter Schub dankte bei der von bohem Niveau
Grundsatzentscheidung des Senats gestellt, daß die aktive getragenen Debatte für die politische Unterstützung. Das
Betätigung für rechts.. und linksradikale Gruppen die Angebot zu gemeinsamen Beratungen mit der Opposition
Berufung von Beamten auf Lebenszeit ausschließt. Bür4 nahm er dankbar an, Gespräche sollen bald beginnen.

In seiner Antwort auf die Große An- nisten im öffentlichen Dienst. Echter­
frage der CDU wies der Senat auf die nach forderte über die vom Senat ge~

Erfahrung hin, daß Feinde der Demo- nannte "Aktivität" hinaus ein klares
kraUe zunächst demokratische Freiheiten Kriterium - schon die Mitgliedscbait in
ausnutzen, um wichtige Positionen zu einer verfassungsfeindlichen Partei oder
erringen, um dann offen an die Zerstö- Organisation sei ein solches Kriterium.
rung heranzugeben. "Aus derVerfassung ,)Das Gefühl der Bedrohung unseres
ergibt sich für den Senat die Verpflich- Staats hat abgenommen, aber die tat­
tung, jederzeit die Erfüllung der Auf- sächliche Bedrohung ist sicher nicht
gaben des demokratischen und sozialen sdl\vächer als 1950"", sagte der Opposi­
Rechtsstaates sicherzustellen", hieß es in tionsftihrer. 1950 hatte die Bundesregie­
der Antwort. "Demgemäß sind an Be- rung Beamte aus dem Staatsdienst ent­
werber um Berufung in das Beamten- fernt, die extremen Organisationen an­
verhältnis die genannten Anforderun- gehörten.
gen zu stellen," Hans-Ulrich Klase, SPD, setzte sich

Als links- oder rechtsradikal sieht der vor allem mit den, wie er sagte) gut­
Senat im Sinn~ seiner Entscheidung, so wilügen liberalen Demokraten ausein­
verlautete weiter, "unter anderem die ander. Sie seien ehrenhaft, aber durch
DKP, die SDAJ, die NPD und oie Aktion und durch unpolitisch und formaldemo­
Widerstand an". Gegen die von der CDU kratisch. ,)Es gilt, was das Bundesver­
geforderte Ausdehnung der Grundsatz- fassungsgeridlt in dem Verbotsurteil
entscheidung auch auf bereits auf gegen die KPD fonnuliert hat: keine un­
Lebenszeit ernannte Beamte wandte bedingte Freiheit für die Feinde der
der Senat ein, daß hier der Nach- Freiheit. Daran halten wir fest", rief
weis einer schuldha1ten Verletzung Vorw Klose aus. Es gebe keinen Grundsatz,
aussetzung fl~r Disziplinarmaßnahmen der lautet: Solange kein Verbotsantrag
sei. Bürgermeister Peter Schulz sagte gestellt und ein Verbotsurteil nicht er4

später dazu, er halte es nicht für ratsam, gangen ist, müsse eine Partei als ver4

jetzt die Frage zu vertiefen, ob eine Ent- fassungskonform angesehen werden.
lassuog oder Disziplinierung bei diesen Klose wies auf den Unterschied zwiw
Beamten vorgenommen werden sollte. I sehen dem ~ktiyen st~atsbürger~ichen

Im Namen der Opposition sprach Jür- Status der MItglIeder emer ParteI und
gen Echternach dem Senat ausdrücklich dem beamtenreclltlichen Status hin.
Anerkennung für den Mut aus, der zu W.er Beamter se~ ode! werde, stehe zu
solcher Entscheidung in unserer Zeit ge- dIesem S~aat. rn emem besonderen
höre. Es gebe in Hamburg außer im Er- Treueverhaltnis.
ziehungsbereich noch eme beachtliche Auch die FDP-Fraktion billigte den
Zahl von verfassungsfeindlichen Betä- Senatsbeschluß. ..Wir begrüßen in der
tigungen im Staatsdienst, zum Beispiel Antwort des Senats, daß die bloße Mit­
bei den Betriebsgruppen der Kommu- gliedschatt in einer redlts- oder links-

radikalen Organisation nicht genügt",
sagte Peter-Hein~ Müller-Link zu der
Grundsatzentscheidung der Landes­
regierung. Hier sei eine Entscheidung
für eine streitbare Demokratie getroffen
worden. Auch er bekräftigte die Inter­
pretation des SPD-Sprechers: Eine Par­
tei, die nicht verboten sei, habe deshalb
nicht die Vermutung für sich, daß sieI für die verfassungsmäßige Grundord­
nung eintrete.

Nach dem Dank des Ersten Bürger­
meisters für diese Debatte ergrü! der
neue FDP-Abgeordnete Gerhard Weber
das Wort - und stürzte das bis dahin
mit aufmerksamem Ernst den Redn'ern
folgende Plenum in einen Strudel von
Zwischenrufen. Auf seine Behauptung)
diese ..unglückliche" Entscheidung des
Senats habe bei vielen politisch enga­
gierten jungen Leuten Angst ausgelöst,
auf die Vermutung, der Gesinnungs~

sd'lßürfe1ei werden nunmehr Tür und
Tor geöffnet, kam es zu Mißfallens­
äußerungen. Erregt rief der frühere Bür­
germeister Herbert Weichmann~ ...Herr
Weber, für wie dumm hatten Sie uns
eigentlich?" und kurz drauf nSie haben
nichts aus der Geschichte gelernt".

Als Weber schloß, rührte sich auch
innerhalb seiner Fraktion keine Hand
~um Beifall. Weber vertrat mit seiner
Meinung jedoch offensichtlich die Auf­
fassung der Mehrheit des FDP-Landes~

ausschusses, der am Vorabend der Bür­
gerschaftsdebatte die Formulierung des
Senats in seinem Grundsatzbeschluß als
unpräzise und mißdeutbar kritisiert
batte. hs
SeHe 18: 28 Professoren warnen

1971 Wal sich die Bürgerschaft noch
einig im Vorgehen gegen »Verfassungs­
feinde«.

Die Welt, I6.I2.I97'
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))Berufsverbote«
Eine deutsche Kontinuität?

In den 1970er Jahren war die Bundesrepublik das einzige demokratische Land in West­
europa, das mit staatlichem Beschluss gegen Kommunistinnen und Kommunisten
im Staatsdienst vorging. Auch im Ausland verbreitete sich das deutsche Wort »Berufs­
verbote«.

Häufig wurde als Erklärungsansatz der National­
sozialismus angeführt. Aber die Vorläufer waren vielfältiger:
Bereits in der Weimarer Republik hatte der Hamburger
Senat Beamtinnen und Beamten verboten, KPD und NSDAP
zu unterstützen. Viele Befürworterinnen und Befürworter
des Radikalenbeschlusses betonten diese Tradition der
Wehrhaften Demokratie.

Franz Pillat war bis 1974 Leiter des Personal­
amts und damit für die Beamten, die die Über­
prüfungsverfahren durchführten, zuständig.
Er war vor 1945 NSDAP-Mitglied und Leiter der Bezirksbehörde in Jitschin im "Pro­
tektorat Böhmen und Mähren«. 1943 wurden dort ca. 100 Jüdinnen und Juden
deportiert. Die Mehrzahl kam in Vernichtungslagern um. Im Entnazifizierungsver­
fahren wurde Pillat als "unbelastet« eingestuft.

Archiv Bezpecnostnich Slozek, Prag, 2M: '2329
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1930 hatte der Hamburger Senat seinen Beamtinnen und
Beamten u. a. die Unterstützung von KPD und NSDAP untersagt.

Hamburger Echo, 4. ,1. '930



Im Vergleich mit den
linken "Radikalen« wurden die

personellen Kontinuitäten
aus dem Nationalsozialismus

weniger thematisiert. Dies
hielten viele Kritikerinnen und

Kritiker für einen Skandal.
Satirisches Plakat des Künst­

lers Klaus Staeck (SPD)
von I975.

Plakat: Klaus Staeck

~

NON ./lUX INTERDICTIONS
PROFESSIONNELLES EN R.F.1l

I
I

BULLETIN DU COMITE FRANc;AIS POUR LA U8ERTE D'EXPRESSK>N
ET CONTIE lES_ INTElDfCT]ONS PROFESSIONNELLES EH R.F.A.
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15,fionntmodJutlg
15cfr.: 1ia6.kal,u,r'aJ"J

J»i, 15,bÖ.k,rung tuirb nodJ
,inma' barau' bing,tui,',n,
bafJ bi, ,b,m.1Ritgli,b'dJaft
in 1iJiJ»mlat JimtJibtJiJi
.nb im 1iJi-1i,dJtstuabr,r­
(,.nb ,in,r 15,'dJ6ftigung im
ö",ntlidJ,n J»i,n"nidJt ,nt­
g,g,nfl,bt.

M
bcr tanbcs&ca..,tragtc 'ir

bas .c'in......gsbJc'cn.

Auch im Ausland wurde das deutsche
Wort "Berufsverbot« verwendet. In vielen
europäischen Ländern gründeten
sich eigene Komitees z. B. in Frankreich.
HIS-Archiv, Berufsverbote, AO VIII.3I
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))Mehr Toleranz wagencc
Umdenken 1978

Der neue Schulsenator ]oist
Grolle (SPD) setzte sich ab 1978
für mehr Toleranz ein.

1978 spitzte sich in der Öffentlichkeit und insbesondere in der SPD die Kritik am Radi­
kalenbeschluss zu. Im Herbst setzte der Erste Bürgermeister Hans-Ulrich Klose
neue Akzente. Er wollte die Überprüfung Unbeteiligter verhindern und nahm in Kauf,
auch Kommunistinnen und Kommunisten in den öffentlichen Dienst einzustellen.
Beurteilt werden sollte nicht mehr die vermutete Gesinnung sondern nur das konkrete
Verhalten.

Die CDU, Teile der SPD und insbesondere die Zeitungen
des Springer-Verlags protestierten gegen eine Liberalisie­
rung. Im linksliberalen Spektrum fand der Vorstoß dagegen
große Zustimmung. Die SPD reagierte damit auch auf eine
Abwanderung der Jungwählerinnen und Jungwähler, die
1978 bei der Bürgerschaftswahl in großem Maße der Bunten
Liste (später Grün-Alternative Liste) ihre Stimme gegeben
hatten.

» Lieber stelle ich 20 Kommunisten ein,
als daß ich 200000 junge Menschen
uerunsichere. «

76 I

Hans-Ulrich Klose, Erster Bürgermeister (SPD)
Kloses Zitat polarisierte, beschleunigte aber die Debatte in der SPD
über den Radikalenbeschluss.

StA HH, 720-1/388-00, 215, Gr_230;
Bild ohne Jahr

dpa/lno, 26.9. '978, in: Staatliche Pressestelle Hamburg, Mehr Toleranz wagen.
Ausgewählte Pressestimmen zum Vorschlag des Hamburger Bürgermeisters
Hans-Ulrich Klose zur Lockerung des Extremisten-Beschlusses, Hamburg [1979],
FZH-Archiv, 834-7, Extremistenbeschluss I

Die Zeitungen des Axel­
Springer-Verlags beklagten,
Klose würde »Extremisten«
Tür und Tor öffnen.

Hamburger Abendblatt, 12.10.1978



Holzweg Radikalenerlaß: Remedur ist dringlich / Von Theo Sommer

Die Freiheit zuTode schützen?

E
s ist l?erade vier Nlonarc her, da wähnten
sicb vlele hierzulande, denen Frcihcitlichkeit
mehr bedeutet als die zur Litanei geronnene

Leerformel .FDGO", freiheidich-demokratische
GiUndordnung, durch Selbstvertrauen in ihrer
Ablehnung des Russell-Tribunals· gereclHferti~t.
Soldl eine sdliefe Inszenierung, so meinten SIe,

hätwn ",:ir nicht nöug.. um die Auswüchse des
Radikalenerlasses zu stützen: hundertfache Be­
rufsverbote für Andersdenkende, zigt:l.usendfache
Gesinnungsschnü-ffelei und jenen millionenfachen
Oberprüfungswahn. der eine ganze Generation
in Auflehnung, Anpa~sung oder Abwcndung zu
treiben droht.

Gestehen wir es ruh;g ein: Es v. ar eine Täu­
schung. Die Freisinnigen im Lande haben seitdem
nichts bewirkt. Wohl hat es unter den Sozi,l­
demokraten eine Deb:HtC ge~cbcn, in der die
kritischen Töne an der heutigen Staatspra....... is
l11:l.ssiv überwogen, aber sie hat selbst sozial·
demokratische Praktiker nicht dar:ln gehindert.
auf den eingefahrenen Gleisen fortzufahren. \X'as
d,lS kleine Bremen an Gro'ßzügigkeit vorexer­
~ ICl't, ist in annertn sozialdemokratisch regierten
Ländern keineswegs schon die Norm. "Auf den
Müllh,ufen", wohin Egon B,I" den Radiblcn­
erhlß wünscht, ist er noch lanhe nicht. Ahnlichcs
gilt für die Freidemokraten, die sich nach \'<Ierner
Maihofers Abgang erst ,lImähl'ich wieder auf
ihre staatsbürgerliche LiberaJit~it besinnen. Ihre
Abkehr vom Fouche-Etatismus kommt spät und
läßt die konsequente Umsetzun~ der Rhetorik in
die Realität noch vermissen. In der CDU/CSU
rühn sich ohnedies wenig.

Beunruhigende Beispiele
Abcr die Sache ist dringlich. Gewiß, die Bun­

desrepublik Deutschl.nd ist ein freies Land;
Obennut der firnter, Einschränkung der Bürger­
rechte und obrigkeitliche Gesinnungskontrollen
sind die Ausnahme in unserer Demokratie, nicht
die Regel wie in den vielen Diktaturen ver­
schiedenster Schattierungen. In letzter Zeit frei­
!ich haben sich die Ausnahmen so sehr gehäuft,
daß besorgte Gemüter nicht ohne Anlaß fragen,
ob wir uns etwa auf dem \\Iehe in einen Ober­
wachungsstaat befinden, von dem sich die Väter
des Grundgesetzes nichts haben träumen lassen.

Beunruhigende Beispiele gibt es genug: Schnüf­
feln in öffentlichen Büchereien; Lektüreüberprü­
fung und Massenregistrierung aller Reisenden
einer bestimmTen Altersklasse an den Grenzüber·
gängen, überhaupt eine bedenkliche Vermischung
und Verwischung der Aufg,ben von Polizei und
Grenzschutz oder Verfassungsschutz; Sammlung
persönlicher Daten im Zuge der "beobachtenden
Fahndung" nach Terroristen, die auch völlig
Unbeteiligte erst einmal in die Polizeicomputer
bringt; überbordende Observation auch mit Ka~

merasJ bei harmlosen Veranstaltungen von Bür­
gerinitiativen, von amnesty intematiolla,[, von
Frauengruppen; V-Männer an Schulen - und
all dies zusätzlich zu den vielfältigen Beeintri:ich­
tigungen, die der Kampf gegen den Terrorismus
wohl oder übel für den einzclneu mit sich bringt.

Samt und sonders praktiziert die Obrigkeit
hier, was sich in S<!Chs jahren Handhabung des
Extremistenbeschlusscs ein~ebüq;ert hat: Zu·
nächst einm::tl wird der Bürger verdäcnti~t; die
Widerlegung von Verdacht und Zweifeln sind
dann seine Sache (so das Bunde.sverwaltungs­
gericht 1975 in einem 1.inci: über die KI ... l';c cines
:lbgewiesenen Be:1Jtltenbcwerbers). Der Verdacht
hat Vorrang vor Be'o/cisen, und den Verdacht
erregen primär nicht t:1.tsächlich begangene
Handlungen, vielmehr genügt die Unterstellung
abweichender Gedanken. Auf diese Weise werden
Mrinungsdelikte konstruiert, die unsere Verfas­
sung nicht kennt, die Tatsachenerhebung aber hat
oft genug vor allem den Zweck der Gesinnungs­
feststellung, ja Gesinnungskontrolle. Der Grund­
gesetzartikel J kommt dabei unter die Räder:
.. Niemand darf wegen ... seines Glaubens, seiner

religiösen oder politischen Anschauungen be­
nachteiligt oder bevorzugt werden." •

Der Radikalenerlaß hat die erste Bresche in die
unserem Gemeinwesen 1949 eingebaute Toler:anz
geschI.gen; alle anderen Anfechtungen "nd Ver­
irrungen der Obrigkeit folgten daraus. \X'enn wir
die :lbschüssige B,lhn in den Gesinnungszw:lngs­
staat wirksam verbarrikaJieren wollen, dann
hilft alles nichts: dann muß eine Reform der
Radikalenpraxis das Signal dazu setzen.

Die ZEIT hat die gegenwärtige Praxis in
einem dreiteiligen Dossiet (Nr. 30-32) dar­
gestellt. Die Lektüre hinterläßt bei jedem Un­
bef.lngenen drei Eindrücke.

Er.'le",: Die Handh,bung der Extremisten­
einstellung in den öffentlichen Dienst ist in den
verschiedenen Bundesländern VOll niederschmet­
ternder Ungleichheit und Unvergleichbarkeit.
\X'er in Bayern abgelehnt wird. kann in Nord­
rhein-Westfalen angestellt werden - in solcher
AusweiChmöglichkeit liegt auch ein Trost. Be­
drückender allerdings bleibt die Verletzung jener
,.\'(Iahrung der Rechts- oder Winschaftseinheit,
insbesondere ... der Einheitlichkeit der Leben5~

verhältnissc'" , die der Grunclgesetzanikel 72 dem
Bund zur Pflicht macht.

Zweitens: Die OberprüfuI1f1;spraxis ist die
Stunde der Exekutive -- zumal der Amtmänner.
Im administrativen Vollzug lebt die Bürokratie
sich aus. Sie schnüffelt, wühlt, forscht und späht;
sie ...erfü!'!;t über Karteien und damit über Lebens­
läufe. Obendrein hat sie die Neigung, ihren
Tätigkeitsbereich immer weiter auszudehnen und
die Grenzen des von Amts ""('gen zu denken
Erlaubten ständig mehr einzuengen. Da werden
dann' nach einer fatalen Infektionstheorie nicht
nur Kommunisten mit dem Bannstrahl belegt,
sondern Leute, die Kommunisten kennen oder
mit ihnen in unpolitischen Gremien zusammen­
arbeiten (Charlone Nieß, Heinrich Häberlein);
die demonstrieren, wo auch Kommunisten de­
monstrieren (gegen Vietnam, gegen Chile,
gegen den Paragraphen 218); .denen ganz einfach
einmal der Kragen platzt über .die Schweine da
ganz oben"'. Es entspricht dieser Logik, wenn
das SPD-Mitglied Vögel abgelehnt wurde, weil
es dem SHB angehört und sich für das sozial­
demokratische Langzeitprogramm ,.Orientie­
rungsrahrnen 85'" einsetzt - wiewohl die Er­
wähnung dieses SPD-Dokuments später als .be­
dauerliches Schreibversehen" aus der Welt erkläre
worden iSL

Perversion des Grundgesetzes
Drittens: Eine Perversion des Grundgesetzes

hat auch die Einführung des Begriffes "verfas­
sungsfeindlid1C" an Stelle des konStitutionellen
"verfassungswidrig" im ExtremiStenbeschluß be­
wirkt. Daß Genseher ihn serviert, das Bundes­
verfassungsgericht ihn abgesegnet hat, macht ihn
keinen Deut besser. Hier mogelt sich die Obrig­
keit mit \\7orren am Grundgesetz vorbei: Vom
Verfassungsgericht nicht verbotene, doch unbe­
queme Parteien, deren Betätigung wie die ihrer
Mitglieder rechtmäßig ist, sollen danach behan­
delt werden dürfen, als seien sie förmlich ge­
ächtet worden - ein rechtspolitischer, ein poli-
tischer Skandal. .

Wie kommen wir wieder herunter vorn Holz­
weg? Wie verhindern wir, daß die Bürgerfreiheit
um der Freiheit eier Bürger wiiien ab~ebaut

wird? \\7ie bringen wir das Freiheitsposwlar der
Verfassung mit dem unbestreitbar notwendigen
Schutz der Verfassun~ in Einklang? Hier, aus
vielerlei Ideen, die derzeit im Schwange sind, der
Entwurf eines Zehnpunkteprogrammst

I. Arbeiter und Angestellte werden von jeg­
licher Oberprüfung ausgenommen. Die politische
Haltung von Friedhofsgärtnern und Aushilfs­
badewärtern muß einem liberalen 'Staat gleich­
gültig sein. Sollen Arbeiter oder Angestellte im

sicherheitsempfindlichen Bereich ....erwendet wer­
den wird - wie heute ja auch schon üblich ­
die ~h der jeweiligen Funktion orientierte Sicher­
heitsüberprüfung vorgenommen.

2. 'Bei allen Referendaren im Vnrbereitungs­
dienst entfällt die bisherige üherprüfung; not­
falls müßte ihr Status als Beamte auf Widerruf
in ein Angestelltcnvcrhältnis umgewandelt -wer­
den.· Auf diese Weise würde ein ansehnlicher Teil·
der srritti~en Fälle .von vornherein entschärft;
fast die' Hälfte aller juristen geht ja später gar

;;n in den Staatsdienst. : '

3. Solche Referendare und alle anderen Beam­
tenanwärter werden nach ihrem tatsächlichen
Verhalten im Vorbereitungsdienst beurteilt und
eingestellt oder .lbgelehnt.

4. Wenn SiCll im Vorbereitungsdienst keine
Ablebnungsgründe gegen einen Bewerber erge­
ben, darf ihm auch .~eine Mitgliedschaft in radi­
kalen Parteien, selbst öffentliches Wirken für sie
(Funktionärstätigkeit, Wahl kandidatur) nicht
entgegengehalten werden. Verfassungsfeindlich­
kei-t oder Verfassungswidrigkeit sind nicht straf­
bar, sofern sie sich aufs Denken beschränken und
nicht mit konkreten Handlungen verknüpft sind
(Beispiel: Aufruf zum gewaltsamen Umsturz).
Der Verbssungsschutz wird nur gefragt, ob Er­
kenntnisse in dieser Richtung vorliegen.

5. Beamte, die im sicherheitsempfindlichen Be­
reich Verwendung finden sollen, werden der
ihnen zugedachten Funktion gemäß überprüft.
Das Ermessen des Dienstherrn bat hier einleuch­
tenden Vorrang: Kein Kommunist be~itzt einen
Anspruch darauf, Polizeidirektor zu werden.

6. Lehrer werden von der überprüfung gruncl­
sätzlich ausgencmmen.

7. Dem ·Bealllten wird keine obrigkeitsstaat­
liehe Treuepfllcht mehr abyerlangt, sondern
Pflichttreue bei seinem Geschäft. Die Dienstauf­
sicht ·wird verschärh, ein Katalog von Dienst­
verfehlungen aufgestellt, die eine sofortige Ent-·
lassung aus dem öffentlichen Dienst nacb :sich
ziehen. Indoktrination in der Schule wäre gewiß
eine sokhe Verfehlung.

8. Der Verfassungsschutz gibt keine Erkennt­
nisse weiter, die älter als drei Jahre sind oder
r~ine Jugendsünden betreffen. Er reicht sein Ma­
terial, das in jedem Falle gerichtsverwertbar sein
muß, nicht an die Einstellungsbehörde, in deren
Akten es dann ewig läge, sondern an eine Sonder­
kommission.

9. Der Verfassungsschutz gibt keinerlei Mate­
,rial an Privatbetriebe, soweit nicht Sicherheits­
auflagen aus militärischen Gründen dies er­
fordern.

.; 10. Auf lange Sicht wird das öffentliche
. Dienstrecht so reformiert, daß Briefträger nicht

mehr. Hoheitsträger sind und Lokführer nicht
länger Beamte. Der funktional häufig weder er­
kennbare noch venrrtbare Unterschied zwischen

. Beamten und Angestellten wird aufgehoben. Der
glorifi;ierte. St2.atsdiener des neunzehnten jahr­

:;;hundens. WIrd ersetZt durch den Bürgerpartner
)~des zwanzigsten.

~;'. Von diesen zehn Punkten sind im e,'sten An­
lauf bestimmt nicht alle zu erreichen. Doch um­
rfißen sie ein Zid. das endlich geradlinig an-

'1es<rellt werden muß, wenn sich die Wirklichkeit
1.rrtSef-e5 Sr::tates ~,icht i"'J"~I''' n • ..,j .. _ -.~ cl .......

hchkcit unserel' Gesellschaft entfernen, wenn die
Kluft Zwischc'l A!ten lind Jung~n sich wieder
schließen soll. Verteidigungswert wird der jungen
Generation am Ende nur ein freisinniges Gemein­
wesen ersch~inel1 können, nicht permissiv, doch
auch nicht repressiv - eine Bundesrepublik,
deren Freiheitlichkeit nicht zu Tode geschützt
wird. ehe sie je ernsthaft \'crteidi~t werden muß.
Russen-Tribunal hin, S[euerpaket her, dies ist
das gro.ße Thema der nächsten Zeit: der Geist·

;'. unserer Gesetze.
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Der Artikel des Zeit-Chefredakteurs Theo Sommer beförderte die Liberalisierungs­
debatte. Hervorhebungen vom Senatsamt für den Verwaltungsdienst.

Die Zeit, 11.8.1978, StA HH, 131-11, 1852



IV Protest und Liberalisierung

Die Abkehr vom Radikalen­
beschluss

78 I

Im Februar 1979 übernahm der Hamburger
Senat einen Beschluss der Bundesre­
gierung mit dem die Regelanfrage beim
Verfassungsschutz abgeschafft wurde.
Faktisch bedeutete dies auch das Ende des
Radikalenbeschlusses. Anfang der 1980er
Jahre gab es nur noch einzelne neue
Überprüfungen.

Die Debatte drehte sich nun um die
»Altfälle«. In langen Verfahren wurden
viele vormals abgelehnte Personen doch
noch eingestellt. Vor allem Schulsenator
Joist Grolle setzte sich dafür ein.
1982 waren die meisten Verfahren ab­
geschlossen.

Im Oktober wurden
acht Lehrerinnen und
Lehrer auf Lebenszeit

verbeamtet - darunter
auch Heike Gohl.

Hamburger Lehrerzeitung,
Nr. rrlr 980, S. rr

Berufsverbote (1)

Solidarität lohnt sich !
Erklärung zur Entscheidung des Beamtenernen­
nungsausschusses vom 8. 10. 1980
Die Entscheidung des Beamtenernennungsausschus­
ses vom 8. 10. 1980, uns 8 Lehrer in das Beamtenver­
hältnis auf Lebenszeit bzw. auf Probe zu berufen, se­
hen wir als einen vorläufigen Höhepunkt im Kampf
gegen die antidemokratischen Berufsverbote.
Als vor knapp 9 Jahren mit der Verabschiedung des
»Senatserlasses« und der Entlassungsverfügung ge­
gen die Kollegin Heike Gohl - der Auftakt für eine
bundesweite Berufsverbotepraxis von Hamburg aus­
ging, hat sicherlich keiner von uns geahnt, welch
Ausmaß an Bespitzelung und Gesinnungsschnüffe­
lei, an persönlicher Repression und Einschüchterung
auf uns zukommen würde. Aus der persönlichen Be­
troffenheit heraus haben wir immer wieder versucht,
uns gegen die Existenzbedrohung und Einschrän­
kung demokratischer Rechte zu wehren. Dabei ~ab
es sicherlich so manchen Augenblick, in dem Zweifel
am Erfolg unserer Anstrengungen aufkamen. Um so
mehr freuen wir uns über diesen Erfolg im Kampf
gegen die Berufsverbote! Dieser ist nur durch die So­
lidarität von Kollegen, Eltern und Schülern, von
Bürgerinitiativen und anderen demokratischen
Kräften möglich geworden. Ohne diese ständige Hil­
fe und Unterstützung,. wie auch den persönlichen
seelischen Rückhalt, wäre für keinen von uns die Be­
lastung des Berufsverboteverfahrens zu ertragen ge­
wesen. Mut hat uns vor allem immer wieder die Er­
fahrung gemacht, daß alle, die sich mit unserem dro­
henden Berufsverbot beschäftigten, diese undemo­
kratische und menschenfeindliche Praxis ablehnten.
Doch unsere Freude ist, wie schon oft nicht unge­
trübt: Wir sind darüber empört, daß der Kollege
Hans-Peter de Larent entgegen den ursprünglichen
Absichten von Senat und Behörde aus dem Vor­
schlag zur Verbeamtung herausgenommen wurde.
Weiterhin sind noch ca. 50 Kolleginnen und Kolle­
gen vom Berufsverbot betroffen oder bedroht. Dieses
macht deutlich, daß der Widerspruch zwischen einer
proklamierten »Liberalisierung« und der Aufrecht­
erhaltung der Berufsverbotepolitik andauert.
Der Erfolg, der sich im Beschluß des Beamtenernen­
nungsausschusses niederschlägt, kann nicht darüber
hinwegtäuschen, daß das Problem der Berufsverbote
in Hamburg und in der BRD sich noch längst nicht
von selbst erledigt! Die unglaubliche Diffamierungs­
und Hetzkampagne, die die Springerpresse nach un­
serer Verbeamtung startete, zeigt, mit welch infamen
Mitteln die Reaktion auch in Zukunft ein Klima des
Untertanengeistes, der Einschüchterung und der
Angst vor demokratischem Engagement. erhalten .
will. Gerade jetzt bedarf es der ganzen Kraft aller
vom Berufsverbot Betroffenen und der Berufsverbo­
tegegner, insbesondere der Gewerkschaften, für den
Kampf gegen die Berufsverbote. Wir werden nicht
eher ruhen in diesem Kampf, bis auch das letzte Be­
rufsverbot gefallen ist.
Wir möchten auf diesem Wege allen Kolleginnen
und Kollegen, allen Freunden und Bekannten dan­
ken, die uns im Kampf gegen die Berufsverbote un­
terstützt. haben. Gleichzeitig fordern wir Euch auf,
mit uns zusammen für die Verwirklichung der For­
derungen einzutreten :Weg mit den Berufsverboten!

SABINE AUFFERMANN, HEIKE GOHL, INGE KASPRCZAK,
JUTIA KLASS, EWALD LEPPIN, URSULA OEHLER, I\1AJA

OTIO-GELLINEK, HANS WERNERSCHAFER



Der Senat zeigte Dialogbereit­
schaft: Bürgermeister Klose
mit Liedermacher Hannes Wader
(DKP) im Studio des NDR auf
der Messe »Du und Deine Welt«

1979·
Foto: Michael Meyborg

Hamburger Lehrerzeitung,
Nr. 4/rg80.



IV Protest und Liberalisierung

Nachwirkungen
In den CDU/CSU-geführten Bundesländern und im Bund wurde die Überprüfungspraxis
in den 1980er Jahren fortgesetzt. Erst 1991, nach dem Ende des Kalten Kriegs, endete die
Regelanfrage in allen Bundesländern. In Hamburg wurden 1987 die letzten drei Perso­
nen verbeamtet. Etwa 17 Prozent der Betroffenen blieben jedoch endgültig abgelehnt.

Rehabilitiert wurde 1995 eine Lehrerin aus Niedersachsen, die wegen ihrer DKP­
Mitgliedschaft entlassen worden war. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte
sah darin einen Verstoß gegen die Europäische Menschenrechtskonvention. In weiteren
Fällen urteilte er jedoch anders. Die rechtliche Beurteilung des Spannungsverhältnisses
zwischen Staatsschutz und Grundrechten blieb umstritten - aber in Hamburg ist seit
über 30 Jahren niemand mehr wegen politischer Organisationsmitgliedschaften vom
öffentlichen Dienst ausgeschlossen worden.
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Joachim Kroll wurde erst 1985 eingestellt und 1987 verbeamtet. Er hatte
etwa 10 Jahre seinen Beruf als Lehrer wegen Mitgliedschaft in der DKP nicht aus­
üben können.
Foto: Michael Meyborg



Protest von Beschäftigten bei Bundespost und Bundesbahn im Sommer 1979.
Die Betroffenen wohnten in Hamburg, waren aber formal im Bundesdienst
angestellt. Links: Rechtsanwalt Klaus Dammann, der viele Betroffene vertrat.
Foto: Michael Meyborg

Einstellung

Ablehnung

Rücknahme Bewerbung

Angestelltenvertrag (Ausbildung)..
I

Ablehnung (andere Gründe) • ,
Nichtbestehen Examen-I

Keine Angabe _

Sonstiges I I
o 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

Anzahl der Fälle nach Art des Ausgangs, 1971-1987
Die Liberalisierung ermöglichte es vielen Hamburger
Betroffenen, doch noch eingestellt zu werden.

StA HH, '3'-II, eigene Auswertung


